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Stand: 12/2006

Satzung

§ 1
Name, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen Förderverein Sicheres Offenbach. Er ist im Vereinsregister
beim Amtsgericht Offenbach am Main einzutragen. Nach der Eintragung lautet der Na-
me „Förderverein Sicheres Offenbach e. V.“

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Offenbach am Main.

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2
Zweck

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung der Kriminalprävention und diesbezüglichen Zivil-
courage in der Stadt Offenbach am Main in allen Aspekten.

Schwerpunkt hierbei ist für den Verein die Verringerung der Gewalt von und unter Kin-
dern und Jugendlichen. Vorhaben, Aktivitäten und Projekte mit dem Ziel der Verhinde-
rung von Aggressionen, Gewalt und letztendlich auch Straftaten in diesem Bereich wer-
den verstärkt unterstützt. Dazu zählen u. a. (Beteiligungs-)Projekte in Schulen, Jugend-
einrichtungen, Kindertagesstätten etc.

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Beschaffung von Mitteln
durch Spenden und Beiträge und deren Weiterleitung an Körperschaften des öffent-
lichen Rechts oder an andere steuerbegünstigte Körperschaften, welche diese Mittel
unmittelbar für diesen steuerbegünstigten Zweck zu verwenden haben.

Dabei soll insbesondere durch die ideelle und finanzielle Förderung kriminalpräventiver
Programme – von Körperschaften des öffentlichen Rechts oder anderen steuerbe-
günstigten Körperschaften – auf Maßnahmen und Projekte, die Kriminalität verhüten,
mindern oder in ihren Folgen gering halten, hingewirkt werden.
In Zusammenarbeit mit den Medien soll um mehr Verständnis und Unterstützung für die
Kriminalprävention geworben, entsprechende Informationsveranstaltungen sowie Maß-
nahmen der Erziehung und Schulung angeregt und gefördert werden.

(2) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für den satzungsgemäßen Zweck verwendet werden. Die
Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch kei-
ne sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Sie erhalten bei ihrem Aus-
scheiden oder bei Auflösung des Vereins für ihre Mitgliedschaft keinerlei Entschädigung.
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.

(4) Die Vereinsämter sind Ehrenämter.

§ 3
Steuerbegünstigung / Gemeinnützigkeit

Der Verein verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke i. S. des Abschnitts „Steuerbe-
güstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§ 51 ff AO).



2

§ 4
Auflösung des Vereins /

Wegfall des bisherigen steuerbegünstigten Zweckes

(1) Bei Auflösung des Vereins erfolgt die Liquidation durch die zum Zeitpunkt des Auflö-
sungsbeschlusses amtierenden Vorstandsmitglieder.

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks
fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Offenbach, die es unmittelbar und aus-
schließlich für kriminalpräventive Zwecke zu verwenden hat.

§ 5
Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Natürliche Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, und juristische Personen
können Mitglieder des Vereins werden.

(2) Die Mitglieder des Vereins können sich im Verein durch eine(n) Bevollmächtigte(n) ver-
treten lassen.

(3) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag.
Mit dem Antrag erkennt der/die Bewerber(in) für den Fall seiner/ihrer Aufnahme die Sat-
zung an. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand nach freiem Ermessen. Bei Ab-
lehnung des Antrages ist er nicht verpflichtet, dem/der Antragsteller(in) die Gründe mit-
zuteilen.

§ 6
Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch den Tod, Auflösung der juristischen Person, Ausschluss,
Streichung von der Mitgliederliste oder Austritt aus dem Verein.

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der Austritt
kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist
von zwei Monaten einzuhalten ist.

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen
werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Mitglieds-
beiträgen oder Umlagen im Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden,
wenn nach der Absendung der zweiten Mahnung zwei Monate verstrichen sind und in
dieser Mahnung die Streichung angedroht wurde. Der Beschluss des Vorstandes über
die Streichung soll dem Mitglied mitgeteilt werden.

(4) Wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise gegen die Satzung oder die Interessen
des Vereins sowie gegen Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane verstößt,
kann es durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor
der Beschlussfassung muss der Vorstand dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen o-
der schriftlichen Stellungnahme geben. Der Beschluss des Vorstandes ist schriftlich zu
begründen und dem Mitglied zuzusenden. Gegen den Beschluss kann das Mitglied Be-
rufung an die Mitgliederversammlung einlegen. Die Berufung ist innerhalb eines Monats
nach Zugang des Beschlusses beim Vorstand einzulegen. Der Vorstand hat binnen ei-
nes Monats nach fristgemäßer Einlegung der Berufung eine Mitgliederversammlung
einzuberufen, die abschließend über den Ausschluss entscheidet.
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§ 7
Mitgliedsbeiträge

(1) Bei der Aufnahme in den Verein ist keine Aufnahmegebühr zu zahlen. Von den Mitglie-
dern werden im voraus zu entrichtende Jahresbeiträge erhoben.

(2) Höhe und Fälligkeit von Beiträgen werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt.

(3) Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Beiträge ganz oder teilweise erlassen oder
stunden.

§ 8
Rechte und Pflichten der Mitglieder

Die Mitglieder sind verpflichtet, die Bestrebungen und Interessen des Vereins nach Kräf-
ten zu unterstützen sowie die Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane zu be-
folgen.

§ 9
Organe des Vereins

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung.

§ 10
Vorstand

(1) Der Vorstand des Vereins i. S. v. § 26 BGB besteht aus dem/der Vorsitzenden, dem/der
stellvertretenden Vorsitzenden, dem/der Schriftführer(in) und dem/der Kassierer(in). Es
können bis zu vier Beisitzer(innen) zusätzlich in den Vorstand gewählt werden.

(2) Der Verein wird durch zwei Mitglieder des Vorstandes vertreten. Die Vertretungsmacht
des Vorstands ist in der Weise beschränkt, dass zu Rechtsgeschäften mit einem Ge-
schäftswert über 2.500,-- Euro die Zustimmung der Mitgliederversammlung erforderlich
ist.

§ 11
Zuständigkeit des Vorstands

(1) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch
die Satzung der Mitgliederversammlung übertragen sind. Er hat insbesondere folgende
Aufgaben:

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Ta-
gesordnung;

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung;
c) Beschlussfassung über Projekte bis 2.500,-- Euro
d) Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des Jahresberichts;
e) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern.

(2) In allen Angelegenheiten von besonderer Bedeutung hat der Vorstand eine Beschluss-
fassung der Mitgliederversammlung herbeizuführen.
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§ 12

Wahl und Amtsdauer des Vorstands

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren, ge-
rechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im
Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Zu Vorstandsmitgliedern können
nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. Mit der Beendigung der Mitgliedschaft im
Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds.

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so wählt die Mitgliederversammlung
für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger.

(3) Die Nachwahl kann unterbleiben, wenn zum Zeitpunkt des Ausscheidens mindestens
die Hälfte der Wahlzeit verstrichen ist und mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglie-
der, darunter der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende, im Amt
verbleiben.

§ 13
Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom/von der Vorsitzenden, bei dessen Ver-
hinderung vom/von der Stellvertretenden Vorsitzenden einberufen werden; die Tages-
ordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Eine Einberufungsfrist von einer Woche
soll eingehalten werden.

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwe-
send sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen Stimmen; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden, bei
dessen/deren Abwesenheit die des/der Stellvertretenden Vorsitzenden.

(3) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglie-
der dem Gegenstand der Beschlussfassung zustimmen.

§ 14
Mitgliederversammlung

(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme.
Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt
werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen;
ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten.

(2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:
a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das nächste Ge-

schäftsjahr; Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; Entlastung des Vor-
stands;

b) Festsetzung der Aufnahmegebühr, Mitgliedsbeiträge;
c) Beschlussfassung über Maßnahmen/Projekte über 2.500,-- Euro
d) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands
e) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins;
f) Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vor-

standes.
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§ 15

Einberufung der Mitgliederversammlung

(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, soll die ordentliche Mitglieder-
versammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei
Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Das Einladungsschrei-
ben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein
schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der Vor-
stand fest.

(2) Jedes Mitglied kann in der Mitgliederversammlung eine Ergänzung der Tagesordnung
beantragen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung beschließt die Versamm-
lung.

§ 16
Außerordentliche Mitgliederversammlung

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn das
Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Fünftel der Mitglieder dies schriftlich unter
Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt.

§ 17
Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom/von der Vorsitzenden, bei dessen/deren Verhinde-
rung vom/von der Stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied
anwesend, bestimmt die Versammlung den/die Versammlungsleiter(in).
Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vor-
hergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden.

(2) Die Art der Abstimmung bestimmt der/die Versammlungsleiter(in). Die Abstimmung
muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der erschienenen stimmberechtig-
ten Mitglieder dies beantragt.

(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Ver-
einsmitglieder anwesend ist. In der Ladung zur Mitgliederversammlung kann für den Fall
der Beschlussunfähigkeit bereits zu einer zweiten Mitgliederversammlung, die am glei-
chen Tage wie die erste stattfindet, geladen werden. Diese zweite Mitgliederversamm-
lung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.

(4) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im allgemeinen mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Zur
Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gülti-
gen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche von neun Zehnteln erforderlich.
Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung aller Mitglieder be-
schlossen werden. Die schriftliche Zustimmung der in der Mitgliederversammlung nicht
erschienenen Mitglieder kann nur innerhalb eines Monats gegenüber dem Vorstand er-
klärt werden.

(5) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen
erhalten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhal-
ten, so findet zwischen den beiden Kandidat(inn)en, die die meisten Stimmen erhalten
haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann der-/diejenige, der/die die meisten Stim-
men erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem Versammlungslei-
ter zu ziehende Los.

(6) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das
vom/von der Versammlungsleiter(in) und dem/der jeweiligen Schriftführer(in) zu unter-
zeichnen ist.
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§ 18
Auflösung des Vereins

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit
von neun Zehnteln der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden (§ 17 Abs.
4).

(2) Für den Fall der Auflösung des Vereins werden der/die Vorsitzende und der/die Kassie-
rer(in) zu Liquidator(inn)en ernannt. Zur Beschlussfassung der Liquidator(inn)en ist Ein-
stimmigkeit erforderlich. Rechte und Pflichten der Liquidator(inn)en bestimmen sich
nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Liquidation (§§ 47 ff.
BGB).

(3) Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vermögen fällt an die Stadt Offen-
bach am Main (§ 4 Absatz 2).

§ 19
Inkrafttreten der Satzung

Vorstehende Satzung wurde von der Gründungsversammlung am 04.06.2002 beschlossen.
Sie tritt in Kraft, sobald der Verein in das Vereinsregister beim Amtsgericht Offenbach am
Main eingetragen ist.


